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In den vergangenen Monaten sind Men-
schen in steigender Zahl auf die Straße ge-
gangen, um gegen eine angebliche »Islami-
sierung des Abendlandes« zu protestieren.
Eine Unmutsbewegung, die sich auf dras-
tische Weise gegen Ausländer und Flücht-
linge richtet, aber auch gegen die Politik, die
Demokratie, die Medien, gegen das »Sys-
tem« insgesamt. Inzwischen – nach der
Spaltung der Organisatoren – zeigt sich de-
ren, zunächst versteckte, rechtsextremisti-
sche Fratze.

Trotzdem waren und sind die Demons-
tranten keine homogene Gruppe: Neona-
zis, Rechtsextreme und Hooligans gehören
dazu, viele Frustrierte und Wütende, viele
sonst gänzlich unauffällige Bürger und je-
denfalls mehr, als bei Wahlen der NPD ihre
Stimme geben. Ist das überraschend? Die
Heftigkeit des Wutausbruchs ja.Aber sonst?
Zehn Jahre lang hat Wilhelm Heitmeyer
mit seiner Bielefelder Forschergruppe die
Einstellungen der Bürger dieses Landes un-
tersucht und unter dem Titel Deutsche Zu-
stände veröffentlicht. Das Ergebnis: Zwi-
schen 10 und 20 % haben minderheiten-
feindliche Einstellungen – gegen Auslän-
der, Juden,Arbeitslose, Schwule und »Aso-
ziale«. Heitmeyer fasst sie unter dem Begriff
»gruppenbezogene Menschenfeindlich-
keit« zusammen. Diese werde stärker und
aggressiver in Zeiten wirtschaftlicher und
sozialer Verunsicherung. Auch der Erfolg
des Sarrazin-Buches – gerade in der soge-
nannten »Mitte der Gesellschaft« – zeigt,
wie groß das Potenzial ist, das jetzt auf grel-
le Weise sichtbar wird. Die Nichtwähler
sieht man ja nicht.

Auf den Demonstrationen von Pegida
in Dresden und anderswo wurden und
werden Ängste artikuliert und in aggres-
siven Ressentiments ausgedrückt. Das sind
Ängste, die eine Reaktion auf die drama-

tischen sozialen, wirtschaftlichen, techni-
schen und kulturellen Veränderungen der
Gegenwart sind.Ängste, die Ausdruck tief-
greifender sozialer und moralischer Verun-
sicherungen sind, soziale Abstiegsängste
vor allem, aber auch Ausdruck von Werte-
Unsicherheit und Entsolidarisierung. Vor
allem auch sind es offensichtlich Entheima-
tungsbefürchtungen angesichts der kultu-
rellen Veränderungen, der anstrengenden
Herausforderungen durch das Fremde und
die Fremden, die uns na-
hegerückt sind – durch die
Globalisierung, die offenen
Grenzen, die Zuwanderer,
die Flüchtlinge. Pluralismus ist eben keine
Idylle! Das zu begreifen und den Umgang
damit zu lernen, das ist eine anstrengen-
de Herausforderung, auch und gerade für
Ostdeutsche, die – 40 Jahre eingesperrt –
einen besonderen Nachholbedarf im Um-
gang mit kultureller, religiöser und sozialer
Verschiedenheit haben. In einer Gesell-
schaft der Differenz wird Toleranz, wird
eine Kultur des Respekts geradezu lebens-
notwendig.

Gewiss, die täglichen Nachrichten über
islamistischen Terror, also über unter miss-
bräuchlicher Berufung auf den Islam be-
gangene Gewalttaten, erzeugen verständli-
cherweise Ängste.Aber rechtfertigt dies den
Verlust des Unterscheidungsvermögens?
Ausgerechnet in Dresden, wo nur 0,2 %
der Bewohner Muslime sind, gegen die »Is-
lamisierung des Abendlandes« kämpfen zu
wollen, zeigt doch, dass die Ängste zu einem
ideologischen Popanz gemacht werden. Ge-
wiss, das Zusammenleben mit Flüchtlin-
gen, deren Neuaufnahme und Unterbrin-
gung läuft häufig nicht ohne Probleme ab.
Die Kommunal- und Landespolitik hat
Fehler gemacht,kommunikative Versäum-
nisse begangen. Aber rechtfertigt dies das
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Ausmaß an ausländerfeindlichem Hass, an
aggressiver Ablehnung neuer Flüchtlinge,
wie es auf den Demonstrationen hörbar
wird? Eben nicht. Dass die AfD diese Stim-
mung auf ihre parteipolitischen Mühlen zu
lenken versucht, das sollte niemand über-
sehen und vergessen (auch die CDU nicht).

Eine erste Untersuchung hat ergeben,
dass der typische Pegida-Demonstrant
männlich, im besten Alter, mit etwas über-
durchschnittlichem Einkommen und kon-
fessionslos ist. Er ist nicht unpolitisch, hat
aber ein durchaus autoritäres Verhältnis
zur Politik, die gefälligst die ärgerlichen,
ihn ängstigenden Probleme ganz schnell
lösen soll! Und da sie es nicht tut – denn
Demokratie ist ihrer inneren Natur nach
langsam – verdienen ihre Akteure, die fau-
len und unfähigen Politiker, nichts als Ver-
achtung.

Pegida ist deshalb auch ein Symptom
für eine bestürzende Vertrauenskrise in
unserer Demokratie, es ist das Lautwerden
einer Parallelgesellschaft, die auf die parla-
mentarische Demokratie, ihre Institutio-
nen und Regeln nicht mehr setzt,vor allem
nicht auf die demokratischen Parteien und
die Medien. Der Aussage »Ich fühle mich
durch unsere Parteien und Politiker ver-
treten« stimmten drei Viertel der Pegida-
Anhänger in einer Umfrage nicht zu. Ein
solches Ergebnis muss uns herausfordern.

Was haben wir zu tun? Härte oder Ver-
ständnis, Gesprächsverweigerung oder Ge-
sprächsbereitschaft, so fragen Journalis-
ten. Das ist die falsche Alternative. Vor al-
lem einer Partei, die wie die SPD Volks-
partei sein will, steht Gesprächsverweige-
rung nicht gut zu Gesicht. Und das Ge-
spräch – gerade auch mit den kritischen
Bürgern – ist doch demokratischer Alltag
und für Sozialdemokraten eine Selbstver-
ständlichkeit!

Gespräch meint nicht nur Zuhören und
Zustimmen, sondern schließt Widerspre-
chen ein, dort wo es nötig ist. Also haben
wir im Gespräch mit den kritischen, wü-
tenden Bürgern (und eben nicht mit den

rechtsextremistischen Organisatoren!) je-
der Stimmungsmache gegen Minderheiten
entschieden zu widersprechen. Das ist das
Erste und Selbstverständliche. Zweitens
sollten wir die Menschen, die nicht begrei-
fen wollen oder können, in welche Gesell-
schaft sie sich begeben, wofür sie ihre
Ängste missbrauchen lassen, an ihre Ver-
antwortung als Bürger eines demokrati-
schen Gemeinwesens erinnern. Drittens
müssen wir der populistischen Demagogie
offensiv und argumentativ entgegentre-
ten: Es gibt bei uns keine wirkliche Gefahr
der Islamisierung, unser Rechtsstaat funk-
tioniert – er geht gegen Salafisten, gegen
Straftäter, egal welcher ideologischer Mo-
tivation, vor. Viertens: Ängste überwindet
man nicht durch Beschimpfungen. Gera-
de Sozialdemokraten sollten soziale (und
auch kulturelle) Ängste ernstnehmen, sie
zum Gegenstand des gesellschaftlichen
Gesprächs machen. Vorurteile baut man
nur durch Begegnung, durch argumenta-
tive Diskussion ab. Es ist nicht sicher, ob
und wann die Demonstranten in ihrer Wut
dazu bereit sein werden.

Fünftens brauchen wir dringend und
endlich – nach Jahrzehnten der nachwir-
kenden Lebenslüge, dass Deutschland kein
Einwanderungsland sei – das breite Ge-
spräch darüber, dass Deutschland eine
Einwanderungsgesellschaft geworden ist
und immer mehr wird. Was bedeutet das
für unser Zusammenleben? Welche (euro-
päischen) Regeln für Zuwanderung einer-
seits und für die Aufnahme von Flücht-
lingen andererseits brauchen wir? Welche
sozialen und kulturellen Verbindlichkei-
ten sind notwendig? Welche politischen
und ethischen Gemeinsamkeiten sind un-
erlässlich, damit wir Vielfalt, Verschieden-
heit, eben kulturelle und weltanschauliche
Pluralität friedlich leben können? Was ist
der Beitrag der zu uns Gekommenen und
zu uns Kommenden zu unserem Reich-
tum, zu unserer Zukunft? Welche morali-
schen (»abendländischen«) Verpflichtun-
gen haben wir gegenüber Flüchtlingen?

NGFH 3-2015_Inhalt Archiv.qxd  23.02.2015  17:51  Seite 13

Black NGFH_3-2015_Inhalt_Archiv.pdfFebruar 24, 2015 | 11:23:11 13



Aktuelles

1 4 N G | F H   3 | 2 015

Was sind wir bereit für die Bekämpfung
von Fluchtursachen zu leisten? Eine un-
bequeme, aber notwendige Diskussion, zu
der gerade die SPD bereit sein und ein-
laden sollte! Die Voraussetzungen dafür
sind gut, sie sind besser als in den 90er
Jahren. Wir Deutschen haben gelernt. Vie-
le sind unterwegs, Flüchtlingen zu helfen.
Die Solidaritätsbereitschaft ihnen gegen-
über ist groß. Das sollten wir trotz der lär-
menden Montagsdemos, die so viel medi-
ale Aufmerksamkeit auf sich ziehen, wahr-
lich nicht übersehen.

Es mag sein, dass die Pegida-Welle ih-
ren Höhepunkt überschritten hat. Können
wir uns also beruhigt zurücklehnen? Wohl
nicht. Denn der sichtbar gewordene Ver-
lust an Vertrauen in die Parteien, das Parla-
ment und die Medien ist ja nicht plötzlich
überwunden. Das Bild von Politik und Po-
litikern (»wirklichkeitsfremd«, »abgeho-
ben«, »egoistisch«, »unfähig« ...) mag (auch)
von den Medien erzeugt sein. Es zu korri-

gieren, verlangt mehr und intensivere (di-
rekte) politische Kommunikation mit den
Bürgern. Das Gespräch suchen, auf die
Lebenswirklichkeit ausgerichtete Konzep-
te entwickeln und darstellen, überzeugen-
den Gestaltungswillen zeigen – das ist viel
Arbeit für Demokraten, erst recht für So-
zialdemokraten!

Das Demonstrationsrecht ist ein Grund-
recht aller. Zu demonstrieren ist gewiss
Teil demokratischer Politik, zugleich aber
nur ihr Anfang. Demokratie ist die Einla-
dung, das eigene Schicksal gemeinschaft-
lich durch Politik zu gestalten. Die wirkli-
che, alltägliche demokratische Politik aber
ist mühselig, schweißtreibend und enttäu-
schungsbehaftet. Denn in ihr geht es um
zeitraubende Konsens- und Mehrheitssu-
che, um Kompromisse für die Lösung von
Problemen im Sinne des Gemeinwohls.
Das auszuhalten und sich darin zu bewäh-
ren, ist die wirkliche Nagelprobe auf de-
mokratische Gesinnung und Gesittung.
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Was für eine prächtige Erregung herrscht
nach dem grauenvollen Terroranschlag
auf die Satirezeitung Charlie Hebdo jetzt
wieder in der Kulturkampf-Industrie samt
umwerfender Patentlösungen für die ewi-
gen »Kultur«-Konflikte: Endlich mal mit
der Faust auf den Tisch hauen und gegen
den Islam Front machen. Jeder ist einge-
laden, mitzumachen und seinen eigenen
Schuss Öl ins Feuer zu gießen; auf beiden

Seiten der fiktiven Barrikade zwischen
dem »Abendland« und der ungewollten
Religion. Die Spirale der Verfeindung dreht
sich bei jedem Anschub etwas schneller:
klare Fronten, Freunde und Feinde. Wäh-
rend im seriösen Teil der durch die Pariser
Wahnsinnstaten ausgelösten Debatte die
scharfe Verurteilung von Islamischem Staat
und Charlie-Attentätern seitens der Ver-
treter von Europas größten liberalen Mus-
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Das Kind nicht mit dem Bade ausschütten
Neues aus der Kulturkampf-Industrie
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